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Es gilt die Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Plan­
inhaltes (PlanzV) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58) in der zuletzt geänderten Fassung.
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SATZUNG

DER GEMEINDE

HÜTTBLEK
KREIS SEGEBERG

ÜBER DEN

BEBAUUNGSPLAN NR. 7
FÜR DAS GEBIET

■ 8 Hüttmannsweg Ost 11

Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches sowie nach § 84 der Landesbauordnung wird 
nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom 07.08.2019 folgende Satzung 
über den B-Plan Nr. 7 für das Gebiet: "Hüttmannsweg Ost", bestehend aus der Plan­
zeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), erlassen.

Verfahrensvermerke:

1. Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung vom 
07.03.2018.

Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses erfolgte durch Abdruck 
in der Umschau (Zeitung)/ im amtlichen Bekanntmachungsblatt am 20.03.2019.

2. Auf Beschluss der Gemeindevertretung vom 20.03.2019 wurde nach § 3 Abs. 1 
Satz 2/§ 13 Abs. 2 Nr. 1/§ 13a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB von der 
frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit abgesehen.

3. Die Gemeindevertretung hat am 09.05.2019 den Entwurf des B-PIanes mit Be­
gründung beschlossen und zur Auslegung bestimmt.

4. Der Entwurf des B-Planes, bestehend aus der Pianzeichnung (Teil A) und dem Text 
(Teil B), sowie die Begründung haben in derzeit vom 03.06.2019 bis 03.07.2019 
während der Öffnungszeiten nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgeiegen.
Die öffentliche Auslegung würdig mit darr: Hinweis, dass Stellungnahmen während der 
Auslegungsfrist von allen Interessierten schriftlich oder zur Niederschrift abgegeben 
werden können, am 22.05.2019 in der Umschau (Zeitung, amtlich^ Bekanntmachungs­
blatt) - bei Bekanntmachungen durch Aushang: in der Zeit vom .^A.JyM.20.19 
bis *.5.. mm* durch Aushang - ortsüblich bekannt gemacht. Der Inhalt der Bekannt­
machung der Auslegung der Planentwürfe und die nach § ^Absatz 2 BauGB auszulegen­
den Unterlagen wurden unter "www...... ..............................................................de" ins
Internet eingestellt.

5. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt 
sein können, wurden gern. § 4 Abs. 2 BauGB am 14.05.2019 zur Abgabe einer 
Stellungnahme aufgefordert.

GEMEINDE HÜTTBLEK
- 9. JAN. 2020

DEN

BÜRGERMEISTER

e „ , 12. Feb. 2020
6. Der katastermaßige Bestand am.....................................sowie die geometrischen

Festlegungen der neuen städtebaulichen Planung werden als richtig bescheinigt. 
Die Überprüfung des örtlichen Gebäudebestandes und der Topographie sind nicht 
Inhalt der Bescheinigung.

LANDESAMT FÜR VERMESSUNG. 
UND GEQINFORMATION 
SCHLESWIG-HOLSTEIN

des Katasteramtes
Dagmar Teten

7. Die Gemeindevertretung hat die Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange am 07.08.2019 geprüft. Das Ergebnis 
wurde mitgeteilt.

8. Die Gemeindevertretung hat den B-PIan, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und 
dem Text (Teil B) am 07.08.2019 als Satzung beschlossen und die Begründung 
durch (einfachen) Beschluss gebilligt.

GEMEINDE HÜTTBLEK
r 9. JAN. 2020

DEN

BÜRGERMEISTER

9. Die B-Plansatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), 
wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen.

GEMEINDE HÜTTBLEK
ä JANJ020

DEN

BÜRGERMEISTER

10. Der Beschluss des B-Planes durch die Gemeindevertretung und die Stelle, bei der der 
Plan mit Begründung und zusammenfassender Erklärung auf Dauer während der 
Sprechstunden von allen Interessierten eingesehen werden kann und die überden
Inhalt Auskunft erteilt, sind ani?. 5,-FE6,-202C- (vom........................bis.........................
durch Aushang) ortsüblich bekannt gemacht worden. In der Bekanntmachung ist auf die 
Möglichkeit, eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln 
der Abwägung einschließlich der sich ergebenden Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) 
sowie auf die Möglichkeit, Entschädigungsansprüchen geltend zu machen und das Er­
löschen dieser Ansprüche (§ 44 BauGB) hingewiesen worden. Auf die Rechtswirkung 
des § 4 Abs. 3 GO wurde ebenfalls hingewiesen.
Die Satzung ist mithin am ...w.g...p£g...2Q2Q..... in Kraft getreten.

A \^u u" 6* FEEL292Q
GEMEINDE HÜTTBLEK

f f.JfT
BÜRGERMEISTER

PLANVERFASSER: KREIS SEGEBERG, DER LANDRAT, BAULEITPLANUNG

STAND: 14.02.2020



SATZUNG

der Gemeinde Hüttblek, Kreis Segeberg, 
für den Bebauungsplan Nr.7 für das Gebiet 

„Hüttmannsweg Ost“
Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung vom 23.09.2004 
in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses gültigen Fassung sowie nach § 84 
der Landesbauordnung (LBO) vom 22.01.2009 wird nach Beschlussfassung durch 
die Gemeindevertretung vom?,folgende Satzung über den Bebauungsplan Nr. 7 
für das Gebiet „Hüttmannsweg Ost“, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und 
dem Text (Teil B) erlassen.

TEILB -TEXT-
1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs.1 Nr.1 + 2 BauGB )

1.1 In dem in der Planzeichnung festgesetzten WA-Gebiet sind gemäß § 1 Abs. 6

BauNVO die Ausnahmen des § 4 Abs.3 BauNVO 

Nr.4 Gartenbaubetriebe 

Nr.5 Tankstellen

nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.

2. Mindestgrundstücksgröße der Baugrundstücke (§ 9 Abs.1 Nr. 3 BauGB )
Im Allgemeinen Wohngebiet wird die Mindestgröße eines Einzelhausgrundstü­

ckes mit 800 qm bzw. 1000 qm festgesetzt.

3. Höchstzulässige Zahl der Wohnungen (§ 9 Abs.1 Nr. 6 BauGB )
Je vollständige 600 qm Grundstücksfläche ist maximal eine Wohneinheit zuläs­

sig.

4. Flächen für Maßnahmen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Natur und Landschaft ( § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB )

4.1 Flächen für PKW- Zufahrten, fußläufige Verbindungen und den ruhenden Verkehr 

sind in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen.

4.2 Gering verschmutztes Niederschlagswasser ist nach Maßgabe des DWA Regel­

werkes örtlich zu versickern.
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4.3 Im Bereich des festgesetzten Knickschutzstreifens sind bauliche Anlagen jeglicher Art 
unzulässig.

5. Höhenlage der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 2 BauGB)
Die Firsthöhe wird mit maximal 9,00 m festgesetzt. Bezugshöhe für alle festge­

setzten Höhenlagen baulicher Anlagen ist die Oberkante der erschließungsseiti­
gen Straßen/Wege (§ 18 Abs. 1 BauVNO).

6. Anpflanz- und Erhaltungsgebote (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a + b BauGB)
6.1 Je 500 qm Grundstücksfläche ist mindestens 1 hochstämmiger einheimischer 

Laubbaum zu pflanzen.

6.2 Die als anzulegender Knick Bzw. Hecke festgesetzten Flächen sind zweireihig 

mit Pflanzen der Schlehen -Haselknick Gesellschaft zu bepflanzen.
6.3 Die mit Anpflanzungsgebot und Erhaltungsgebot belegten festgesetzten Gehölze 

sind dauernd zu erhalten.

6. Festsetzungen über die äußere Gestalt baulicher Anlagen ( § 9 Abs.4 BauGB
i.V.m. § 92 Abs. 4 LBO )

7.1 Ganzflächig versiegelnde Materialien für Befestigungen von Wegen, Plätzen und 

Terrassen sind auf den privaten Grundstücken unzulässig.

7.2 Die Sockelhöhe wird mit maximal 0,30 m festgesetzt. Bezugshöhe ist die Ober­

kante der erschließungsseitigen Straßen/Wege.

7.3 Die Drempelhöhe wird mit maximal 0,50 cm festgesetzt.

7.4 Die Traufhöhe wird mit maximal 3,50 cm festgesetzt.

7.5 Zulässig sind Sattel- oder Walmdächer mit einer Dachneigung von mindestens 

25 Grad. Dies gilt nicht für untergeordnete Nebenanlagen.

7.6 Die Fassaden der Gebäude sind mit Verblendmauerwerk oder in Holz herzustel­

len. Im Falle eines Verblendmauerwerkes sind Giebelverkleidungen aus Holz 
bzw. untergeordnete Holzverkleidungen sind bis zu einer Fläche von max. 15 % 

der Außenfläche zulässig.

Häuser in Holzbauweise sind in den Farben Schwedenrot oder Grau zu strei­

chen. Blockbohlenbauten sind hierbei generell unzulässig.

7.7 Dacheindeckungen sind nur in den Farben Rot, braun rot und anthrazit zulässig. 

Dacheindeckungen aus Blech oder Kunststoff und glasierte Dachpfannen sind 

generell unzulässig. Dacheindeckungen in Reet sind generell zulässig.
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7.8 Die Außenwände der Garagen sind in dem gleichen Material und der gleichen 

Farbe wie die Außenwände der Hauptbaukörper herzustellen. Carports dürfen 

auch in Holzbauweise hergestellt werden. Sattel- oder Walmdächer der Garagen 
und Carports müssen eine Dachneigung von mindestens 20 Grad aufweisen und 

sind in dem gleichen Material wir der Hauptbaukörper zu decken. Bei Nebenan­
lagen sind Flachdächer generell unzulässig.

7.9 Je Wohneinheit sind mindestens zwei Stellplätze auf dem eigenen Grundstück zu 
errichten.

7.10 Die Breite der Zufahrt für die vier nördlichen Grundstücke darf maximal 5,00 m 
betragen. Es ist nur eine Zufahrt je Grundstück zulässig.

8. Sonstige Festsetzungen
8.1 Im Bereich des festgesetzten Sichtdreieckes sind bauliche Anlagen und Anpflan­

zungen mit einer Höhe über 60 cm unzulässig.

8.2 Der Bereich in einem Abstand von 5,00 m (gemessen von der Erschließungs­

straßenseitigen Grundstücksgrenze) ist von jeglicher Bebauung freizuhalten.

Gemeinde Hüttblek Hüttblek , den

(Bürgermeister)
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Begründung

Zum Bebauungsplan Nr. 7 

der Gemeinde Hüttblek 

Kreis Segeberg 

für das Gebiet 

„Hüttmannsweg Ost“

HilKirvMMie ÄL H, Vormettunflt- und KaUMen»«t waltunfl Sthleawifl IMdeli»



Begründung zum Bebauungsplan Nr. 7 der Gemeinde Hüttblek

Inhaltsübersicht

1. Grundlagen zur Aufstellung des Bebauungsplanes

2. Lage und Umfang des Plangebietes

3. Gründe und Ziele zur Aufstellung des Bebauungsplanes

4. Inhalt des Bebauungsplanes

5. Immissionsschutz

6. Ver- und Entsorgung

7. Hinweise

1 Grundlagen zur Aufstellung des Bebauungsplanes
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Hüttblek hat am 16.5 .2017.den Aufstel­

lungsbeschluss für den Bebauungsplan Nr. 7 gefasst. Am 7.3.2018 wurde beschlos­

sen, das Bauleitverfahren in Anwendung des § 13 b i. V. m. § 13 a BauGB durchzu­

führen.

Der Aufstellung des Bebauungsplanes liegen zugrunde:

- das Baugesetzbuch (BauGB) vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) in der zuletzt ge­

änderten Fassung,

die Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786) und 

die Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und Darstellung des Planin­

haltes (PlanzVO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 18.12.1990 (BGBl. I Nr.3 S. 58).

Da durch den vorliegenden Bebauungsplan weniger als 10.000 qm überbaubare 

Grundfläche vorbereitet werden und er der Zulässigkeit von Wohnnutzungen im di­

rekten Anschluss an den vorhandenen Ortsrand dient, wird der Bebauungsplan in 

Anwendung des § 13 b BauGB durchgeführt.

Im Flächennutzungsplan (in Form der 1. Änderung) ist der Planbereich als Wohn­

baufläche dargestellt. Im Landschaftsplan ist der Planbereich als Siedlungserweite­

rungsfläche zweiter Priorität dargestellt.
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Begründung zum Bebauungsplan Nr. 7 der Gemeinde Hüttblek

Die Bebauung bietet sich sowohl aus städtebaulicher Sicht als auch aus land­

schaftspflegerischer Sicht an. Eine Ausdehnung in die freie Landschaft wird durch 

die Planung nicht vorbereitet, da das Plangebiet durch bestehende Bebauung und 

die Dorfstraße begrenzt wird.

2 Lage und Umfang des Planqebietes

Bei dem Planbereich handelt es sich um zwei zurzeit landwirtschaftlich genutzte Flä­

chen, die sich an vorhandene Wohnbebauung anschließen.

Der Geltungsbereich hat eine Größe von ca. 1,0 ha.

Lage und Umfang des Plangebietes ergeben sich aus der Planzeichnung.

An das Plangebiet (derzeit landwirtschaftlich genutzt) grenzen landwirtschaftlich in­

tensiv genutzte Ackerflächen an. Im Rahmen der ordnungsgemäßen Bewirtschaf­

tung dieser Flächen kommt es seit jeher in der Umgebung vorübergehend zu Ge­

ruchsbelästigungen sowie Lärm- und Staubimmissionen, insbesondere in der Be­

stell- und Erntezeit. Aufgrund der Lage im landwirtschaftlich geprägten Raum sind 

derartige vorübergehende Immissionen aus der Bewirtschaftung der angrenzenden 

landwirtschaftlichen Flächen als herkömmlich und ortsüblich einzustufen und inso­

fern auch innerhalb des Plangebietes hinzunehmen. Aufgrund des temporären Cha­

rakters dieser Immissionen ist davon auszugehen, dass die allgemeinen Anforde­

rungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewahrt bleiben.

3 Gründe und Ziele zur Aufstellung des Bebauungsplanes

Die Raumordnung und die Landesplanung in Schleswig-Holstein sind geregelt im 

Gesetz über die Grundsätze zur Entwicklung des Landes vom 31.10.1995 (Landes­

entwicklungsgrundsätzegesetz - LEGG) und im Landesplanungsgesetz vom 

10.2.1996, zuletzt geändert durch Gesetz vom 27.4.2012.

Ziele der Raumordnung und Landesplanung werden in Raumordnungsplänen fest­

gesetzt.
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Begründung zum Bebauungsplan Nr. 7 der Gemeinde Hüttblek

Der Kreis Segeberg und damit auch die Gemeinde Hüttblek liegen im Planungsraum 

I, für den ein geltender Regionalplan aus dem Jahr 1998 besteht. Nach den Darstel­

lungen des Regionalplans liegt die Gemeinde im Ordnungsraum.

Bereits im Rahmen der Aufstellung der 1. Änderung des Flächennutzungsplanes 

wurde seitens der Landesplanung mitgeteilt, dass die vorliegende Absicht der Ge­

meinde in dem Bereich des Bebauungsplanes Nr. 7 der Gemeinde Hüttblek den Zie­

len der Raumordnung nicht zuwiderläuft. Dies gilt auch hinsichtlich der Lage des 

Baugebietes im regionalen Grünzug.

Die Ziele der Planung lassen sich wie folgt zusammenfassen:

• Schaffung von ca. 8 zusätzlichen Bauplätzen für den kurz-mittel und langfristigen 

örtlichen Wohnraumbedarf,

• Städtebaulich sinnvolle Arrondierung der Ortslage,

• Sicherstellung der allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeits­

verhältnisse,

• Gewährleistung einer dorftypischen Bebauung.

4 Inhalt des Bebauungsplanes
4.1 Art und Maß der baulichen Nutzung

Die Art der Nutzung wird angepasst an die Bebauung der näheren Umgebung, 
insbesondere an die östlich gelegene Wohnbebauung. Eine Festsetzung als „Dorf­
gebiet" oder „Mischgebiet" kommt daher nicht in Betracht, da diese Nutzungs­
form auch langfristig nicht angestrebt wird. Aus diesem Grund wurde die Art der 
Nutzung als „Allgemeines Wohngebiet" festgesetzt, da die Wohnnutzung im Fo­
kus stehen soll. .

Im Plangebiet werden die ansonsten ausnahmsweise zulässigen Gartenbaube­
triebe und Tankstellen ausgeschlossen, da diese Nutzungsformen insbesondere 
aufgrund des erhöhten Verkehrsaufkommens und der von ihnen verursachten 
Emissionen im Hinblick auf die Wohnruhe und die angestrebte Wohnqualität zum 
einen als nicht realistisch und zum anderen als nicht verträglich beurteilt werden.

Die Grundflächenzahl wird mit 0,16 bzw. 0,2 festgesetzt. Dies erlaubt eine 
Grundstücksausnutzung, die eine zeitgemäße Bebauung ermöglicht und mit der 
die notwendigen Stellplätze auf dem Grundstück angelegt werden können.
Die festgesetzte Grundfläche ist den großen Grundstücken geschuldet und soll 
sicherstellen, dass große Grundstücksteile gärtnerisch genutzt werden. Dies ent­
spricht auch der prägenden Grundstücksnutzung in der Gemeinde Hüttblek. Mit
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Begründung zum Bebauungsplan Nr. 7 der Gemeinde Hüttblek

der Festsetzung einer maximalen Gebäudehöhe von 9,00 m wird sichergestellt, 
dass die neuen Wohnhäuser nicht als Fremdkörper erscheinen, sondern sich 
harmonisch in die vorhandene Höhenstruktur einfügen und das typische Ortsbild 
im Übergang zur freien Landschaft gewahrt bleibt.

4.2 Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche, Stellplätze

Es werden ausschließlich Einzelhäuser in offener Bauweise zugelassen. Dies ent­
spricht der prägenden Umgebung des Plangebietes und trägt dazu bei, dass die 
zukünftige Bebauung sich harmonisch in die bestehende Situation der Umgebung 
einfügen wird.

Die überbaubare Grundstücksfläche wurde durch die Festsetzung von Baugren­
zen bestimmt. Unter Berücksichtigung der Anforderungen aus dem Bauordnungs­
recht und dem Naturschutzrecht (Knickschutz) werden die Baugrenzen insgesamt 
großzügig festgesetzt, um zukünftigen Bauherren einen möglichst großen Spiel­
raum bei der Ausnutzung des Grundstücks und der Gestaltung der Freiflächen zu 
ermöglichen.

In jüngerer Vergangenheit ist es in einigen Straßen im Ort dazu gekommen, dass 
die Stellplätze auf den Grundstücken nicht ausreichten und deshalb Fahrzeuge im 
öffentlichen Straßenraum abgestellt werden mussten. Einige der Straßen sind für 
heutige Verhältnisse schmal bemessen und besitzen auch keinen Gehweg. Es 
kam gelegentlich zu Behinderungen bei der Durchfahrt, und die Durchfahrt für 
Feuerwehr oder Rettungsdienst schien nicht immer gesichert. An der Straße ab­
gestellte Fahrzeuge verändern zudem das Ortsbild vielerorts negativ und besitzen 
ein gewichtiges Gefährdungspotenzial für spielende Kinder. Um dieser Problema­
tik vorzubeugen, werden für jede Wohneinheit zwei Stellplätze auf dem Bau­
grundstück festgesetzt.

4.3 Zahl der Wohneinheiten, Mindestgrundstücksgrößen

Die nähere Umgebung des Plangebietes ist überwiegend geprägt von Einzelhäu­
sern auf großen Grundstücken. Um die Bebauung in ihrer Gesamtheit nicht zu 
massiv erscheinen zu lassen und zur Anpassung an die dorftypischen Grund­
stücksgrößen in der näheren Umgebung, erscheint eine der Situation angemes­
sene Begrenzung der Ausnutzung der Grundstücke geboten. Zur Steuerung der 
Wohn- und Besiedelungsdichte wird eine Mindestgrundstücksgröße von 800 bzw. 
1000 m2 für ein Einzelhausgrundstück festgesetzt.

Die Festsetzung, dass je 600 m2 Grundfläche maximal eine Wohneinheit zulässig 
ist, entspricht den heutigen Anforderungen an eine flächensparende Bebauung 
und berücksichtigt den Trend zu kleineren Grundstücken. Die Festsetzung trägt 
auch dazu bei, die Zahl der Kraftfahrzeuge zu begrenzen und die Wohnumfeld- 
qualität bestehender Bebauung nicht unangemessen zu belasten.
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Begründung zum Bebauungsplan Nr. 7 der Gemeinde Hüttblek

4.4 Gestalterische Festsetzungen

Das Plangebiet liegt am Ortsrand und bildet somit den Übergang des Ortes in die 
unbebaute Landschaft, Aus diesem Grund wird besonderer Wert gelegt auf ein 
harmonisches Gesamtbild. Alle gestalterischen Festsetzungen tragen dazu bei, 
neue Gebäude nicht als dorfuntypische Fremdkörper erscheinen zu lassen, die als 
solche in die Landschaft strahlen. Dabei werden zukünftige Bauherren in ihren 
Gestaltungsmöglichkeiten trotzdem nicht unangemessen eingeschränkt. Alle ge­
stalterischen Festsetzungen orientieren sich am des benachbarten Plangebietes 
und an den Farben der freien Landschaft.

4.5 Grünflächen/ Anpflanzungen

Als Abgrenzung zur freien Landschaft wird sowohl nach Süden hin, als auch nach 
Norden hin eine 3,00 m breite zweireihige Anpflanzungen, mit einheimischen 
Laubgehölzen festgesetzt.

4.6 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft

Entlang der im und am Plangebiet gelegenen Knicks wird ein 5 m breiter Knick­
schutzstreifen festgesetzt, um sicherzustellen, dass es dauerhaft zu keinen Be­
einträchtigungen kommen wird. Der Knickschutzstreifen ist von jeglicher (auch 
genehmigungsfreier) Bebauung, Ablagerung, Aufschüttung oder Abgrabung frei­
zuhalten.
Darüber hinaus wurden die bestehenden Einzelbäume als zu erhalten festgesetzt. 
Gering verschmutztes Niederschlagswasser ist vor Ort zur Versickerung zu brin­
gen.

4.7 Verkehrliche Erschließung

Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes wird durch Anbindung der acht 
Grundstücke über den Hüttmannsweg sichergestellt.

5 Immissionsschutz
Aufgrund der Lage des Baugebiets, in Verbindung mit der geplanten und umge­
benen Nutzung sind die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Ar­
beitsverhältnisse gewahrt. Immissionsschutzmaßnahmen sind nach heutiger 
Sicht nicht erforderlich. Ein Konflikt mit dem in der Nähe liegenden landwirt­
schaftlichen Betrieb ist aufgrund der hier gegeben Nutzungsintensität nicht zu 
erwarten.

6 Ver- und Entsorgung

Wasserversorgung
Die Wasserversorgung erfolgt über die zentrale Wasserversorgungsanlage in der 
Gemeinde Hüttblek.
Abwasserbeseitigung und Oberflächenentwässerung
Entsprechend der Forderung der Wasserbehörde des Kreises Segeberg wurde ein 
Ingenieur Büro mit der Erarbeitung eines Abwasserkonzeptes beauftragt. Als
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Ergebnis bleibt festzuhalten, dass die Gemeinde den Klärteich der vorhandenen 
privaten Abwassergemeinschaft erwirbt und entsprechend der gegebenen Anfor­
derungen vergrößert. Das bestehende Kanalsystem wird derzeit untersucht und 
geprüft, ob es ausreichend dimensioniert für die Aufnahme des Oberflächenwas­
sers ist. In Bezug auf das geplante Baugebiet wird ein Anschluss zur Oberflä­
chenwasserentsorgung in den zu erwerbenden Klärteich und zu vergrößernden 
erfolgen. Das Schmutzwasser wird über Einzelanlagen aufgearbeitet. Diese be­
dürfen jeweils einer Genehmigung durch die untere Wasserbehörde des Kreises 
Segeberg.
Stromversorgung und Gasversorgung
Die Stromversorgung erfolgt über das Netz der Schleswig-Holstein Netz AG.
Abfallbeseitigung
Die Abfallbeseitigung erfolgt durch den Wege-Zweckverband des Kreises Sege­
berg zur Müllzentraldeponie des Kreises Segeberg.
Löschwasserversorgung
Die Löschwasserversorgung wird aus dem Netz der öffentlichen Trinkwasserver­
sorgung sichergestellt.

7 Hinweise

7.1 Archäologischer Denkmalschutz

Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies gemäß § 15 DSchG unverzüg­
lich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde mit­
zuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den Eigen­
tümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers, 
auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbei­
ten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer 
oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten 
haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhal­
ten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten gesche­
hen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen 
seit der Mitteilung.

Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche 
Zeugnisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbe­
schaffenheit.

7.2 Bodenaushub
Der anfallende Bodenaushub sollte innerhalb des Baugebietes wieder verwendet 
werden.
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